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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

BMF: Übertragung von Assets eines Investmentfonds im Rahmen einer 
Abspaltung 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 25. August 2023 ein 
Schreiben zur Übertragung von Assets eines Investmentfonds i. S. d. Kapitels 2 
des InvStG auf einen neuen Investmentfonds im Rahmen einer Abspaltung 
veröffentlicht. 

Hintergrund 

Das Recht einiger ausländischer Staaten lässt in bestimmten 
Ausnahmesituationen die Übertragung von nicht mehr handelbaren 
Vermögensgegenständen (illiquide Assets) auf einen neuen Investmentfonds im 
Rahmen eines Abspaltungsvorgangs zu. Dies wird auch als Bildung eines sog. 
„Side Pockets“ bezeichnet. Umgekehrt kann es auch sein, dass die illiquiden 
Assets in dem bisherigen Investmentfonds verbleiben und die weiterhin 
handelbaren Vermögensgegenstände (liquide Assets) im Rahmen eines 
Abspaltungsvorgangs auf einen neuen Investmentfonds übertragen werden. Bei 
der Übertragung der liquiden Assets auf einen neuen Investmentfonds wird 
allerdings mitunter auch die bisherige internationale Wertpapierkennnummer 
(ISIN) auf den neuen Investmentfonds übertragen. 

Der Anleger erhält für jeden Investmentanteil, den er an dem bisherigen 
Investmentfonds besitzt, unter Beibehaltung des Beteiligungsverhältnisses einen 
oder mehrere Investmentanteile an dem neuen Investmentfonds (im Folgenden: 
abgespaltener Investmentfonds). In der Regel sieht das ausländische Recht eine 
Abwicklung des Investmentfonds vor, auf den die illiquiden Assets übertragen 
werden oder in dem sie verbleiben. 

In dem Schreiben nimmt das BMF zu folgenden Punkten Stellung: 

• Besteuerungsgrundsätze bei Investmentfonds i. S. d. Kapitels 2 
des InvStG und deren Anleger 

• Abweichende Besteuerung aus Billigkeits- und 
Vereinfachungsgründen 

Anwendung 

Das Schreiben ist in allen offenen Fällen sowohl im Rahmen der Erhebung der 
Kapitalertragsteuer als auch in der Veranlagung anzuwenden. 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 24. August 2023, IV C 1 - S 1980-1/19/10008 :029.  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Investmentsteuer/2023-08-25-uebertragung-von-assets-eines-investmentfonds.pdf?__blob=publicationFile&v=5
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 31. August 2023 

 
 
Die tatsächliche und vollständige Rückgängigmachung im Sinne 
des § 16 Abs. 1 Nr. 1 des Grunderwerbsteuergesetzes (GrEStG) 
setzt grundsätzlich die Löschung einer zugunsten des 
Ersterwerbers eingetragenen Auflassungsvormerkung voraus. Die 
Anwendung des § 16 Abs. 1 Nr. 1 GrEStG ist allerdings nur dann 
ausgeschlossen, wenn der Ersterwerber bei der 
Rückgängigmachung des Grundstückserwerbs den aufgrund der 
Auflassungsvormerkung bestehenden Anschein einer 
Rechtsposition in seinem eigenen (wirtschaftlichen) Interesse 
verwertet hat. Ist die Ersterwerberin eine Kapitalgesellschaft, muss 
sie sich die Interessen ihrer Gesellschafter beziehungsweise 
Geschäftsführer zurechnen lassen. 
 
Zum Urteil 
 
 
Führt die Errichtung einer neuen Kirchengemeinde durch 
Vereinigung anderer Kirchengemeinden dazu, dass sich 
unmittelbar oder mittelbar mindestens 95 % (heute: 90 %) der 
Anteile an grundbesitzenden Gesellschaften bei der neu 
errichteten Kirchengemeinde vereinigen, unterliegt diese 
Anteilsvereinigung zu dem Zeitpunkt nach § 1 Abs. 3 Nr. 2 GrEStG 
der Grunderwerbsteuer, an dem die staatliche Anerkennung 
wirksam erteilt wird. Die Besteuerung der Vereinigung von 
mindestens 95 % von Anteilen an grundbesitzenden 
Gesellschaften nach § 1 Abs. 3 Nr. 2 GrEStG als Folge der 
staatlich anerkannten Bildung oder Veränderung von 
Kirchengemeinden verstößt nicht gegen das verfassungsrechtlich 
garantierte kirchliche Selbstbestimmungsrecht und auch nicht 
gegen die verfassungsrechtlich garantierte Kirchengutsgarantie. 
 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung des BFH 036/23. 
 
Die Sonderregelung zur Berücksichtigung von 
Vorsorgeaufwendungen in § 10 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Teilsatz 2 
Buchst. a des Einkommensteuergesetzes gilt aufgrund der 
Niederlassungsfreiheit (Art. 49 des Vertrags über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union) auch für Vorsorgeaufwendungen, die in 
unmittelbarem wirtschaftlichen Zusammenhang mit Einnahmen aus 
einer in den Niederlanden ausgeübten freiberuflichen Tätigkeit 
stehen. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 

Urteil II R 38/20: 
Rückgängigmachung 
eines Erwerbsvorgangs 
bei einer 
Kapitalgesellschaft 
 
 
 
 
 
 
25. April 2023 
 

Urteil II R 24/21: 
Grunderwerbsteuer 
bei Zusammenlegung 
und Neuerrichtung 
von 
Kirchengemeinden 
 
 
 
 
 
10. Mai 2023 
 

 

 
Urteil X R 28/21: 
Berücksichtigung von 
Vorsorgeaufwendung
en im Zusammenhang 
mit steuerfreien 
Einnahmen aus einer 
in den Niederlanden 
ausgeübten frei-
beruflichen Tätigkeit 
 
 
24. Mai 2023 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310160/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310162/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/grunderwerbsteuer-bei-zusammenlegung-und-neuerrichtung-von-kirchengemeinden/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310164/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil VIII R 29/20: Zur Selbstbindung der Verwaltung und zur 
Berücksichtigung vorteilsmindernder Aufwendungen im Rahmen der 
Kraftfahrzeugüberlassung 
4. Juli 2023 
Zum Urteil 
 
Urteil X R 4/22: Spendenabzug bei Gewährung eines Darlehens an den 
Stifter im zeitlichen Zusammenhang mit einer Spende an die Stiftung 
26. April 2023 
Zum Urteil 
 
Urteil II R 10/21: Anlaufhemmung der Festsetzungsfrist für den Erlass 
eines Grunderwerbsteuerbescheids 
25. April 2023 
Zum Urteil 
 
 

Rechtsprechung im Blog 
 

BVerfG: Unzulässige Richtervorlage zur steuerlichen Bewertung von 
Pensionsrückstellungen mit einem starren Rechnungszinsfuß von 6 % 
Mit Beschluss vom 28. Juli 2023 hat das Bundesverfassungsgericht eine Vorlage 
des Finanzgerichts Köln für unzulässig erklärt. Das Vorlageverfahren betrifft die 
Frage, ob der im Einkommensteuergesetz (EStG) vorgesehene Ansatz eines 
Rechnungszinsfußes von 6 % zur Ermittlung der Pensionsrückstellung mit dem 
allgemeinen Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 Grundgesetz (GG) vereinbar ist. 
Die Vorlage ist unzulässig, weil sie nicht den Anforderungen an die Darlegung 
eines Verstoßes gegen Art. 3 Abs. 1 GG genügt. 
Sachverhalt 
Durch die Bildung von Pensionsrückstellungen wird den Verpflichtungen eines 
Unternehmens aus der Erteilung von Pensionszusagen an Arbeitnehmer in der 
Steuerbilanz Rechnung getragen. Für die Höhe der in einem jeweiligen 
Veranlagungszeitraum abzugsfähigen Pensionsrückstellung ist der zugrunde 
gelegte Rechnungszinsfuß, der für den Effekt der Abzinsung maßgeblich ist, von 
wesentlicher Bedeutung. Je höher dieser ist, desto niedriger ist die steuerrechtlich 
zulässige Pensionsrückstellung. Nach § 6a Abs. 3 Satz 3 EStG ist zur Ermittlung 
der Pensionsrückstellung unter anderem ein starrer Rechnungszinsfuß von 6 % 
anzuwenden. Die steuerrechtliche Vorschrift unterscheidet sich von den 
Vorgaben für die Handelsbilanz, deren Bewertungsvorschrift in § 253 Abs. 2 
Handelsgesetzbuch (HGB) keinen starren, sondern einen dynamischen, 
„atmenden“ Rechnungszinsfuß vorsieht. Dieser betrug im hier gegenständlichen 
Streitjahr (2015) 3,89 %. 
Mit Beschluss vom 12. Oktober 2017 hat das Finanzgericht Köln die 
zugrundeliegende Finanzstreitsache ausgesetzt und dem 
Bundesverfassungsgericht die Frage vorgelegt, ob § 6a Abs. 3 Satz 3 EStG in der 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310163/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310165/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310161/
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im Streitjahr 2015 geltenden Fassung mit der Verfassung vereinbar ist. Es hält die 
Vorschrift insoweit für verfassungswidrig, als darin ein Rechnungszinsfuß von 6 % 
angeordnet wird. Dies sei mit dem allgemeinen Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 
GG unvereinbar. 
Wesentliche Erwägungen der Kammer: 
Die Vorlage ist unzulässig. Sie genügt nicht den Anforderungen an die Darlegung 
eines Verstoßes gegen Art. 3 Abs. 1 GG. 
Der Vorlagebeschluss sieht Art. 3 Abs. 1 GG unter zwei Gesichtspunkten verletzt. 
Zum einen führe § 6a Abs. 3 Satz 3 EStG zu einer Ungleichbehandlung von 
wesentlich Gleichem, da Pensionsrückstellungen ungleich behandelt würden 
gegenüber anderweitigem Aufwand, soweit dieser entsprechend der tatsächlichen 
wirtschaftlichen Verursachung voll abzugsfähig sei. Damit komme es zu einer 
Ungleichbehandlung im Hinblick auf das im gesamten übrigen Bilanzsteuerrecht 
geltende Realisationsprinzip. Unternehmen, die Pensionsrückstellungen bildeten, 
seien mit „alle[n] übrigen Unternehmen, die sich an das Realisationsprinzip halten 
müssen“, vergleichbar (1.). Zum anderen macht das Vorlagegericht eine 
Gleichbehandlung von wesentlich Ungleichem geltend. Steuerpflichtige würden 
unabhängig von der individuellen Rendite beziehungsweise den 
Verschuldungskonditionen gleichbehandelt, da „der Zinsvorteil der späteren 
Steuerzahlung einheitlich mit 6 % typisiert“ werde. Dies wäre hinnehmbar, wenn 
marktübliche Zinserträge typisiert würden, jedoch umso bedenklicher, je weiter 
sich die Typisierung von marktüblichen Zinssätzen entferne (2.). 
1. Hinsichtlich des ersten Vergleichspaares ist ein Verstoß gegen Art. 3 Abs. 1 
GG nicht hinreichend dargetan. Es erschließt sich jedenfalls nicht ohne Weiteres, 
warum Unternehmen, die Pensionsrückstellungen bilden, mit all jenen 
Unternehmen vergleichbar sein sollen, „die sich an das Realisationsprinzip halten 
müssen“. 
In steuerlicher Hinsicht wird durch Rückstellungen der (später) gewinnmindernde 
Aufwand zeitlich vor dem tatsächlichen Zahlungsmittelabfluss geltend gemacht. In 
der Handelsbilanz vorgenommene Rückstellungen begründen keine zwingenden 
Vorgaben für die Steuerbilanz. Der Gesetzgeber hat mit dem 
Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz vom 25. Mai 2009 die Verknüpfung von 
Handels- und Steuerbilanz gelockert. In der Gesetzesbegründung hieß es, es sei 
zu überprüfen, ob der handelsrechtliche Jahresabschluss seine bisherige 
Funktion, aufgrund des Maßgeblichkeitsgrundsatzes die steuerliche 
Leistungsfähigkeit des bilanzierenden Kaufmanns abzubilden, weiterhin erfüllen 
könne. Mit Beschluss vom 12. Mai 2009 hielt der Zweite Senat des 
Bundesverfassungsgerichts Normen, die die Bildung von Rückstellungen zur 
Jubiläumszuwendung in sachlicher und zeitlicher Hinsicht begrenzten, für mit dem 
Grundgesetz vereinbar (BVerfGE 123, 111). 
Mit diesen steuerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Maßgaben setzt sich der 
Vorlagebeschluss nicht im Hinblick auf das oben genannte Vergleichspaar 
auseinander. Das Vorlagegericht verkennt die Maßgaben der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts. Ob eine Rückstellung steuerrechtlich beachtlich ist, 
ist eine Entscheidung über das Wann der Besteuerung. Indem der Gesetzgeber 
hierbei auf den Barwert abstellt und für seine Berechnung einen bestimmten 
Rechnungszinsfuß vorgibt, beschränkt er die zeitlich vorgelagerte 
Berücksichtigung des späteren gewinnmindernden Aufwands und bestimmt 
damit, wann welcher Teil dieses Aufwands geltend gemacht werden kann. Es 
erschließt sich vor dem Hintergrund dieser Entscheidung auch nicht die Annahme 
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des Vorlagegerichts, dass es „zu einer Ungleichbehandlung im Hinblick auf das 
im gesamten übrigen Bilanzsteuerrecht geltende Realisationsprinzip“ komme. 
Das Bundesverfassungsgericht misst dem Grundsatz der Maßgeblichkeit 
allenfalls eingeschränkt verfassungsrechtliche Bedeutung bei und sieht gute 
Gründe zu bezweifeln, dass eine aktuelle bilanzielle Gewinnminderung mit der 
aktuellen finanziellen Leistungsfähigkeit einhergeht. 
2. Nicht hinreichend begründet ist die Vorlage auch hinsichtlich des zweiten 
Vergleichspaares, für das das Vorlagegericht eine nicht gerechtfertigte 
Gleichbehandlung von wesentlich Ungleichem erkennt. 
a) Das Vorlagegericht legt einen Verstoß gegen Art. 3 Abs. 1 GG nicht 
hinreichend dar. 
Das Bundesverfassungsgericht geht in ständiger Rechtsprechung hinsichtlich des 
allgemeinen Gleichheitssatzes davon aus, dass sich je nach 
Regelungsgegenstand und Differenzierungsmerkmalen im Sinne eines 
stufenlosen Prüfungsmaßstabs unterschiedliche Grenzen für den Gesetzgeber 
ergeben, die vom bloßen Willkürverbot bis zu einer strengen Bindung an 
Verhältnismäßigkeitserfordernisse reichen. Im Bereich des Steuerrechts besteht 
ein – gegenüber einer reinen Willkürprüfung – strengerer Prüfungsmaßstab 
hinsichtlich der belastungsgleichen Ausgestaltung der Steuer. Jedoch erkennt das 
Bundesverfassungsgericht hierbei einen Typisierungsspielraum des 
Gesetzgebers an, der seinerseits durch das Gebot der Verhältnismäßigkeit 
begrenzt wird. 
Die Vorlage legt eine Verletzung von Art. 3 Abs. 1 GG nicht entsprechend den 
aufgezeigten Maßstäben dar. Das Gericht lässt insbesondere die gebotene 
Auseinandersetzung mit den Maßstäben zur Beurteilung des in § 6a Abs. 3 Satz 
3 EStG festgelegten Rechnungszinsfußes vermissen, die das 
Bundesverfassungsgericht seiner Entscheidung vom 28. November 1984 
(BVerfGE 68, 287) zugrunde gelegt hat. Der Erste Senat des 
Bundesverfassungsgerichts entschied, dass die damalige Anhebung des 
Rechnungszinsfußes für Pensionsrückstellungen von 5,5 % auf 6 % mit dem 
Grundgesetz vereinbar war. Unter dem Gesichtspunkt der unechten Rückwirkung 
ergäben sich keine verfassungsrechtlichen Bedenken; wesentlich sei, dass sich 
der Zinsfuß in einem der wirtschaftlichen Realität angemessenen Rahmen halte. 
Den Vorwurf der Willkür gegen § 6a Abs. 3 Satz 3 EStG erhebt das 
Vorlagegericht allein insoweit, als sich kein einleuchtender Grund (mehr) für den 
Rechnungszinsfuß von 6 % finde. Bereits den Bezugspunkt für eine 
realitätsgerechte Typisierung legt es jedoch nicht den Anforderungen 
entsprechend dar. Es erschließt sich aus der Vorlageentscheidung nicht, warum 
der Rechnungszinsfuß spätere Zinserträge oder den Zinsvorteil durch spätere 
Steuerzahlung typisieren müsste. Da § 6a EStG eine zeitlich gestreckte 
steuerliche Geltendmachung der Aufwendungen zur Erfüllung von 
Pensionszusagen bezweckt, justiert der kalkulatorische Rechnungszinssatz den 
Steuerstundungseffekt aus der vorwegnehmenden Berücksichtigung künftiger 
Vermögensminderungen. Hieraus ergibt sich noch nicht, dass dieser 
Steuerstundungseffekt die gleiche Höhe haben müsste wie der Zinsvorteil, der 
durch die Steuerstundung entsteht. Auch die weiteren Erwägungen der 
Entscheidung vom 28. November 1984 (BVerfGE 68, 287) können die Darlegung 
des maßgeblichen Bezugspunktes für eine realitätsgerechte Typisierung nicht 
ersetzen. Aus diesen erschließt sich nicht, dass eine Absenkung des 
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Rechnungszinsfußes und damit die Ermöglichung neuer Steuerstundungseffekte 
geboten wäre. 
b) Auch wenn man mit dem Vorlagegericht davon ausginge, dass der 
Rechnungszinsfuß eine reale Marktgröße abbilden müsste, wäre die Vorlage 
nicht ausreichend begründet. Im Ausgangspunkt nachvollziehbar beschränkt sich 
das Vorlagegericht nicht allein auf den marktüblichen Zins als Vergleichsmaßstab. 
Seine Ausführungen zur durchschnittlichen Unternehmensrendite sind jedoch 
nicht aus sich heraus verständlich. Das Vorlagegericht führt nichts dazu aus, ob 
alternative Methoden zur Ermittlung der durchschnittlichen Unternehmensrendite 
in Betracht kämen und warum die von ihm gewählte Methode zwingend oder 
jedenfalls sachgerechter Weise zugrunde zu legen wäre. Nicht begründet hat das 
Vorlagegericht ferner, warum es das Ergebnis nach (und nicht vor) Steuern 
zugrunde gelegt hat. 
3. Ein anderes Ergebnis folgt auch nicht aus der zwischenzeitlich ergangenen 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 8. Juli 2021, dass die 
Verzinsung von Steuernachforderungen und Steuererstattungen 
verfassungswidrig war, soweit der Zinsberechnung für Verzinsungszeiträume ab 
dem 1. Januar 2014 ein Zinssatz von monatlich 0,5 % zugrunde gelegt worden ist 
(BVerfGE 158, 282). Die Entscheidung sagt für die hier 
verfahrensgegenständliche Frage nichts aus. 
Fundstelle 
BVerfG, Beschluss des Zweiten Senats vom 28. Juli 2023 (2 BvL 22/17), 
veröffentlicht am 25. August 2023, vgl. die Pressemitteilung 75/2023. 
 
Berücksichtigung des Verlusts aus einer stehen gelassenen 
Gesellschafterbürgschaft nach § 20 Abs. 2 EStG 
Bei der Prüfung der Einkünfteerzielungsabsicht im Rahmen des § 20 EStG ist 
zwar im Grundsatz jede Kapitalanlage getrennt zu beurteilen. Allerdings bedarf es 
im Fall einer stehen gelassenen Gesellschafterbürgschaft einer 
"Gesamtbetrachtung" von Beteiligung und Bürgschaft/Regressforderung. Danach 
sind die gesamten "aus der Beteiligung" erzielten Einkünfte maßgebend, das 
heißt sowohl Wertsteigerungen als auch Ausschüttungen (§ 17 Abs. 1, 4, § 20 
Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 EStG). Von einer fehlenden 
Einkünfteerzielungsabsicht ist auch ohne Vereinbarung einer 
Bürgschaftsprovision nur dann auszugehen, wenn die Erzielung von positiven 
Einkünften insgesamt ausscheidet. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem 
aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Streitig ist, ob der Ausfall von Bürgschaftsregressforderungen nach § 17 Abs. 1, 4 
oder nach § 20 Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes (EStG) steuerbar ist. 
Der Kläger war mit 50 % am Stammkapital einer, zusammen mit seinem Bruder 
gegründeten, GmbH beteiligt. In den ersten Jahren nach Gesellschaftsgründung 
wurden verschiedene Bankdarlehen der GmbH durch selbstschuldnerische 
Bürgschaften des Klägers besichert. 
Nachdem über das Vermögen der GmbH das Insolvenzverfahren eröffnet worden 
war, trafen der Kläger und sein Bruder mit den Gläubigern der GmbH diverse 
Zahlungs- und Verzichtsvereinbarungen. Darin verpflichteten sie sich jeweils 
gesamtschuldnerisch zur Zahlung von Teilbeträgen, wohingegen die Gläubiger 

https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2023/07/lk20230728_2bvl002217.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2023/bvg23-075.html
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auf den Einzug der Restforderung verzichteten. Der Kläger behandelte seine 
Zahlungen in erster Linie als nachträgliche Anschaffungskosten auf seine 
Beteiligung. 
Dagegen argumentierte das beklagte Finanzamt, dass die Bürgschaften und 
sonstige Sicherheiten des Klägers bereits vor Eintritt der Krise gestellt worden 
seien und die späteren Zahlungen infolge der Wertlosigkeit etwaiger 
Rückgriffsansprüche bei Kriseneintritt wertmäßig nicht mehr in die 
Verlustberechnung einzustellen seien. 
Die Klage vor dem Finanzgericht Düsseldorf hatte teilweise Erfolg (siehe 
unseren Blogbeitrag). 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 
Der Forderungsausfall fällt unter § 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7, Satz 2, Abs. 4 EStG. 
Dies gilt für den Ausfall von Gesellschafterdarlehensforderungen 
beziehungsweise Bürgschaftsregressforderungen des Gesellschafters gegenüber 
der Gesellschaft gleichermaßen (vgl. BFH, Urteil vom 09.07.2019, X R 9/17, 
BStBl II 2021, 418). 
Zudem hat das Finanzgericht die erforderliche Einkünfteerzielungsabsicht des 
Klägers zu Recht bejaht. Es hat ausgeführt, es fehlten jegliche Anhaltspunkte für 
eine Widerlegung der Einkünfteerzielungsabsicht des Klägers im maßgebenden 
Zeitpunkt der Hingabe der Bürgschaften. 
Bei der Prüfung der Einkünfteerzielungsabsicht im Rahmen des § 20 EStG ist 
zwar im Grundsatz jede Kapitalanlage getrennt zu beurteilen. Allerdings bedarf es 
in Fällen wie dem vorliegenden einer "Gesamtbetrachtung" von Beteiligung und 
Bürgschaft/Regressforderung (BMF-Schreiben vom 07.06.2022, BStBl I 2022, 
897, Rz 22; Jachmann-Michel, BB 2020, 727, 734; Krumm, Finanz-
Rundschau --FR-- 2020, 197, 206; Werth, FR 2020, 530, 536; Levedag, GmbH-
Rundschau --GmbHR-- 2021, 637, 639; FG München, Urteil vom 17.02.2022 - 11 
K 2371/18, EFG 2022, 1373, Revision anhängig unter VIII R 8/22): Danach sind 
die gesamten "aus der Beteiligung" erzielten Einkünfte maßgebend, das heißt 
sowohl Wertsteigerungen als auch Ausschüttungen (§ 17 Abs. 1, 4; § 20 Abs. 1 
Nr. 1, Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 EStG). 
Von einer fehlenden Einkünfteerzielungsabsicht ist nur dann auszugehen, wenn 
die Erzielung von positiven Einkünften insgesamt ausscheidet. Dies ist hier nicht 
der Fall. 
Findet der Ausfall der Regressforderung aus einer stehen gelassenen Bürgschaft 
im Rahmen des § 17 Abs. 1, 4 EStG (Übergangsregelung nach Maßgabe des 
Senatsurteils vom 11.07.2017 - IX R 36/15, BFHE 258, 427, BStBl II 2019, 208) 
keine Berücksichtigung, weil der gemeine Wert der Forderung im Zeitpunkt des 
Stehenlassens mit 0 € zu bewerten ist, steht § 20 Abs. 8 EStG einer 
Berücksichtigung der Forderung mit ihrem nicht werthaltigen Teil (Nennwert) nach 
§ 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7, Satz 2, Abs. 4 EStG nicht entgegen. 
Verbürgen sich mehrere Gesellschafter für dieselbe Gesellschaftsschuld, kann 
der über seinen Anteil hinaus in Anspruch genommene Bürge den Ausfall seiner 
gegen die Gesellschaft gerichteten Regressforderung nur dann in voller Höhe 
nach § 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7, Satz 2, Abs. 4 EStG geltend machen, wenn 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228896/zur-anerkennung-von-verlusten-nach-17-abs.-4-estg-und-bei-den-einkuenften-aus-kapitalvermoegen-im-zusammenhang-mit-der-aufloesung-einer-kapitalgesellschaft/


9 

E-MAIL SENDEN 

 

ZUM SEMINAR 

feststeht, dass die Ausgleichsforderung gegen den Mitbürgen nach § 426 Abs. 2 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs nicht realisierbar und damit wertlos ist. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 20. Juni 2023 (IX R 2/22), veröffentlicht am 24. August 2023. 
 

Business Meldungen 
 
Krieg in der Ukraine: Lagebild zur aktuellen Situation in der Ukraine, 29. August 
2023 
  
Überblick zur aktuellen Situation in der Ukraine 
 
Die Datei finden Sie hier: Lagebild Ukraine 
 
 

Terminplaner 
  
Technology driven Transfer Pricing 
Compliance 
Webcast, 6.9.2023 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

mailto:gunnar.tetzlaff@pwc.com
https://www.pwc-events.com/WebcastTechnology
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310159/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/239072/krieg-in-der-ukraine-lagebild-zur-aktuellen-situation-in-der-ukraine-29.-august-2023/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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60327 Frankfurt am Main 
Tel.: +49 171 7603269 
gabriele.nimmrichter@pwc.com 
 
Gunnar Tetzlaff 
PricewaterhouseCoopers GmbH  
Fuhrberger Straße 5 
30625 Hannover 
Tel.: +49 171 5503930 
gunnar.tetzlaff@pwc.com 
 

 

Datenschutz 
 
Die Datenverarbeitung für den Versand des 
Newsletters erfolgt aufgrund der Grundlage 
Ihrer Einwilligung. Sie können den 
Newsletter jederzeit mit Wirkung für die 
Zukunft abbestellen und Ihre Einwilligung 
damit widerrufen 
 
© 2023 PwC. All rights reserved. PwC 
refers to the PwC network and/or one or 
more of its member firms, each of which is a 
separate entity. 

 
Please see www.pwc.com/structure for 
further details. 
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